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Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen zur Deckung des Aufwands 
für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung oder Erneuerung von Straßen, Wegen, 
Plätzen, Parkplätzen, Grünanlagen und Kinderspielplätzen (Ausbaubeitragssatzung -
ABS) 

 
 
Aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
Verbindung mit Art. 5 des Kommunalen Abgabengesetzes (KAG) erlässt die Gemeinde 
Übersee folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen zur 
Deckung des Aufwands für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung oder Erneuerung 
von Straßen, Wegen, Plätzen, Parkplätzen, Grünanlagen und Kinderspielplätzen 
(Ausbaubeitragssatzung – ABS) 
 

 
§ 1 Änderung 

 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen zur Deckung des Aufwands für die 
Herstellung, Anschaffung, Verbesserung oder Erneuerung von Straßen, Wegen, Plätzen, 
Parkplätzen, Grünanlagen und Kinderspielplätzen (Ausbaubeitragssatzung – ABS) vom 
14.06.2005 (bekanntgemacht im Amtsblatt Nr. 25 vom 23.Juni 2005), wird wie folgt geändert: 
 
1. In die Satzung werden als §§ 13 und 14 eingefügt: 
 

 
§ 13 Ratenzahlung und Verrentung 

 
(1) Auf schriftlichen Antrag des Beitragsschuldners kann die Gemeinde im Einzelfall bei 
berechtigtem Interesse des Beitragsschuldners zulassen, dass der Beitrag in Raten oder in 
Form einer Rente gezahlt wird. Billigkeitsmaßnahmen nach Art. 5 Abs. 10 Satz 1 1. Halbsatz 
1. Alt. KAG (Ratenzahlung und Verrentung zur Vermeidung unbilliger Härten im Einzelfall) 
bleiben hiervon unberührt. 
 
(2) Gewährt die Gemeinde eine Verrentung nach Abs. 1 oder Art. 5 Abs. 10 Satz 1 Satz 1 1. 
Halbsatz 1. Alt. KAG (Vermeidung einer unbilligen Härte) so muss die Jahresleistung 
mindestens 500 € betragen. 
 
(3) Der jeweilige Restbetrag ist im Falle des Abs. 1 Satz 1 mit zwei Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen. In den Fällen nach Abs. 1 Satz 2 
(Vermeidung unbilliger Härten) ist der Restbetrag mit zwei Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen. 
 
(4) Der Beitragsschuldner kann am Ende jeden Kalenderjahrs den Restbetrag ohne jede 
weitere Zinsverpflichtung tilgen. 
 
  

§ 14 Billigkeitserlass 
 

Auf schriftlichen Antrag des Beitragsschuldners kann die Gemeinde im Einzelfall bei 
berechtigtem Interesse des Beitragsschuldners den Beitrag erlassen, soweit er das 0,6-fache 
des Verkehrswertes des beitragspflichtigen Grundstücks überschreitet. Die erforderlichen 
Nachweise sind mit dem schriftlichen Antrag vorzulegen.  
Maßgebend ist der Verkehrswert zu dem Zeitpunkt, in dem die Gemeinde über die 
Maßnahme im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG entscheidet. 
 
2. § 13 (Inkrafttreten) wird in § 15 (Inkrafttreten) umbenannt. 
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§ 2 Inkrafttreten 
 

Die Änderungssatzung tritt zum 01.02.2017 in Kraft. 
 
 
Übersee, den 23.01.2017 
 
 
 
 
 
Nitschke  
1. Bürgermeister  


